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GEW: „Demokratisches Engagement stärken statt
Gesinnungsschnüffelei“

Bildungsgewerkschaft zur Veranstaltung „40 Jahre Radikalenerlass“

Göttingen – Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mahnt Politik in
Bund, Ländern und Kommunen anlässlich ihrer Veranstaltung „40 Jahre
Radikalenerlass“ am Samstag, demokratisches Engagement zu fördern und die
menschenunwürdige Gesinnungsschnüffelei gegen politisch aktive Menschen mit
linker Orientierung zu stoppen. „Politik muss aus den Fehlern der Vergangenheit
lernen und demokratisches Denken in einer pluralistischen Gesellschaft zulassen
und stärken. Radikalenerlass und Berufsverbote waren ein verhängnisvoller
politischer Fehler, der sich nicht wiederholen darf. Er hat das Leben zahlreicher
Menschen massiv beeinträchtigt, ihnen Berufs- und Lebenschancen genommen.
Der Staat schuldet den Opfern bis heute eine Rehabilitation. Die Demokratie hat
erheblichen Schaden genommen“, sagte GEW-Vorsitzender Ulrich Thöne in
Göttingen vor über 200 Veranstaltungsteilnehmerinnen und Teilnehmern.

Mehr als 20 Jahre nach dem Ende des Ost-West-Konflikts laute die Devise der
Verfassungsschutzbehörden und vieler Politiker offenbar jedoch immer noch: „Der
Feind steht links.“ „Das eklatante Versagen der Sicherheitskräfte im Fall der
rechtsextremistischen Zwickauer Terrorzelle fördert einen blinden Fleck gegenüber
der Gefahr von Rechts zu Tage“, unterstrich Thöne. Es sei an Zynismus kaum zu
überbieten, dass sich auch jene, die sich im Kampf gegen Rechts engagieren,
einem Generalverdacht der Verfassungsuntreue ausgesetzt sähen. Der
GEW-Vorsitzende forderte die Bundesregierung auf, die sogenannte
„Extremismusklausel“ unverzüglich zu streichen. Als besorgniserregend
bezeichnete Thöne darüber hinaus die Offensive von Familienministerin Kristina
Schröder (CDU) gegen vermeintlichen „Linksextremismus“ in den Medien. „Wer
ein derartiges politisches Klima fördert, braucht dringend Nachhilfe in Geschichte.
Frau Schröder sollte sich mit der erschreckenden Tatsache befassen, dass gut ein
Fünftel der jungen Menschen unter 30 Jahren mit dem Begriff Auschwitz nichts
anfangen kann.“
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Info: Durch einen Beschluss des damaligen Bundeskanzlers Willy Brandt (SPD)
und der Regierungschefs der Länder vom 28. Januar 1972 ist der Druck auf die
politische Linke zu Beginn der 1970er-Jahre deutlich verschärft worden. 3,5 (nach
anderen Quellen 1,4) Millionen Regelanfragen beim Verfassungsschutz, 11.000
Verfahren wegen Tätigkeitsverbot, 2.200 Disziplinarverfahren, 1.250 (nach
anderen Quellen 1.100) Ablehnungen von Bewerberinnen und Bewerbern sowie
265 Entlassungen aus dem öffentlichen Dienst waren die Folge.

1995 hatte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) die deutsche
Berufsverbotspraxis als Verstoß gegen die Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK) verurteilt.

Der GEW-Hauptvorstand, das höchste beschlussfassende Gremium der
Bildungsgewerkschaft zwischen den Gewerkschaftstagen, hat am 16. März 2012
folgende Resolution zum Radikalenerlass beschlossen:

Resolution des GEW-Hauptvorstands zum
Radikalenerlass

Die GEW bewertet den „Radikalenerlass“ und die darauf beruhende Politik der
Berufsverbote als eine politische und rechtsstaatlich falsche Entscheidung, die
eine verhängnisvolle gesellschaftliche Entwicklung in Gang gesetzt hat.

Die Politik der Berufsverbote richtete sich gegen gesellschaftliche Alternativen zum
kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftssystem und versuchte, diese zu
kriminalisieren. Die Politik der Berufsverbote führte zu einer
Gesinnungsschnüffelei, die Millionen Menschen betraf und verbreitete ein Klima
der politischen Einschüchterung. Die Politik der Berufsverbote war und ist
verfassungswidrig.

Die GEW fordert eine umfassende Rehabilitierung der vom sogenannten
„Radikalenerlass“ vom 28. Januar 1972 und insbesondere der infolgedessen von
Berufsverboten betroffenen Menschen durch Bund, Länder und Kommunen.

Die GEW erwartet von der Politik, diese Fehlentscheidung einzugestehen und
Vorschläge für Rehabilitationsmaßnahmen und Entschädigungsleistungen
vorzulegen.

Die GEW unterstützt die Forderung, die auf dem Radikalenerlass begründeten
Akten dem Verfassungsschutz zu entziehen und sie an das Bundesarchiv
weiterzuleiten, um sie den Betroffenen und der Wissenschaft zugänglich zu
machen.
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Die GEW fordert die Bundesregierung auf, die sogenannte „Extremismusklausel“
unverzüglich zu streichen. Sie kritisiert, dass verantwortliche politische Kräfte
weiterhin den Eindruck zu vermitteln suchen, die „Feinde der Demokratie“ stünden
links. In diesem Zusammenhang diente die Berufsverbotepolitik schon immer der
Blindheit auf dem rechten Auge.

Die GEW bedauert die sogenannten Unvereinbarkeitsbeschlüsse und bittet die
davon Betroffenen um Entschuldigung.

Die GEW verweist in diesem Zusammenhang auf den Beschluss des
Gewerkschaftstages von 1980, in dem eine Aufhebung der
Unvereinbarkeitsbeschlüsse von 1973 gefordert wird, weil diese „die
Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften in Frage stellen“ und „selbst
Gesinnungsschnüffelei in den eigenen Reihen“ zur Folge hatten. Die GEW hat
1989 den Verweis auf die Unvereinbarkeitsbeschlüsse des DGB in § 8 Abs. 4 ihrer
Satzung gestrichen.

Göttingen, 16. März 2012
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